
thee Dubrau (parteilos) – ebenso wie
Architekturkritiker und Denkmalschüt-
zer. Um eine wirtschaftliche Sanierung
des Ensembles zu ermöglichen, passt die
Kommune zurzeit den Bebauungsplan für
die Fläche an. Heute um 17 Uhr sind alle
interessierten Bürger ins Turmzimmer 270
des Neuen Rathauses eingeladen. Dort
stellen Vertreter der EBV sowie des Stadt-
planungsamtes das Projekt im Detail vor.
Es seien ganz normale Wohnungen, keine
Luxussanierung geplant, hieß es vorab.

Im Architektur-Gestaltungsbeirat fand
der Entwurf des Büros Homuth+Partner
bereits Zustimmung. Dazu gehört, dass
beiden Altbauten je ein zurückgesetztes,
sogenanntes Staffelgeschoss aufgesetzt
wird. Die Autos der künftigen Bewohner
verschwinden in einer Tiefgarage. Auch
die Rekonstruktion eines sechs Meter lan-
gen Wand-Reliefs, das von Malerstar
Bernhard Heisig stammte, aber fast völlig
zerstört wurde, ist in Absprache mit dem
Denkmalschutz nun wieder vorgesehen.

für die fast bankrotte DDR aus. Strauß
erhielt extra eine Suite, die das Möbel-
kombinat Hellerau in den bajuwarischen
Landesfarben Blau und Weiß gestaltet
hatte. Die Suite blieb unverändert, bis die
Treuhand 1995 das Gästehaus für 20 Mil-
lionen D-Mark an die Hamburger Restau-
rantkette Block verkaufte. Block ließ das
Inventar am 15. Juli 1995 versteigern.
Seitdem – also 22 Jahre lang – stand alles
leer. Immer wieder stiegen Vandalen in
die Ruine ein, zerstörten Fenster und
Türen und nahmen alles Brauchbare mit.

Erst 2016 konnte die Leipziger Projekt-
entwicklungsgesellschaft EBV Grundbe-
sitz GAP GmbH & Co. KG das Gelände
erwerben. Die EBV Grundbesitz GmbH
hat unter anderem schon die Globus-Wer-
ke in Plagwitz denkmalgerecht herausge-
putzt und in eine Wohnanlage verwandelt.

Frühere Eigentümer wollten das Gäs-
tehaus abreißen, stattdessen ein riesiges
Grandhotel hinsetzen. Dagegen stemmte
sich Leipzigs Baubürgermeisterin Doro-
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chef Walter Ulbricht. Ab 1971 stieg dort
sein Nachfolger Erich Honecker zweimal
im Jahr zu den Leipziger Messen ab, ließ
sich laut früheren Mitarbeitern gern ein
gut gekühltes DAB-Dosenbier und die
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ)
servieren. In dem abhörsicheren Keller
unter dem Gebäude handelten Honecker
und Bayerns Ministerpräsident Franz
Josef Strauß 1983 einen Milliarden-Kredit

bleibt deutlich unterhalb der Traufe des
vorhandenen Hochhauses an der
Schwägrichenstraße“, fuhr Homuth fort.
Die zur Geländemitte weisenden Ecken
des neuen Siebengeschossers würden
abgerundet, damit Passanten eines Tages
leichter erkennen können, „was von 1968
und was von 2017 ist.“

Erbauen ließ das Ensemble gegenüber
vom Clara-Zetkin-Park noch DDR-Staats-

Die beiden Gästehaus-Altbauten werden saniert und um je ein Staffelgeschoss auf dem
Dach ergänzt. An der Haydnstraße (links) entsteht ein Neubau. Entwurf: Homuth+Partner

Ad hoc erhöhen mehr
Polizisten die Sicherheit
nicht. Sie müssen gut
ausgebildet und
ausgerüstet sein und
vor allem in die Lage
versetzt werden,
aufgeklärte Vorgänge
ordentlich zu Ende zu
bringen. Dazu gehört
eine ordentliche
IT-Ausstattung. Hinzu

kommt, dass die Justiz die Fälle rasch
verfolgen muss. Dabei geht es mir nicht nur
um Gewaltkriminalität. Die Polizei muss
auch Straftaten verfolgen, die den Leuten
auf der Seele brennen. Ich denke da an
Kleinkriminalität, die aus Personalmangel
kaum noch aufgeklärt werden kann.

Rainer Engel-
mann (Linke)
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Nicht jedes Problem
kann von der Polizei
gelöst werden. Mehr
Personal würde auf
jeden Fall dazu beitra-
gen, mehr Präsenz zu
zeigen und die anfallen-
den Aufgaben sachge-
recht und schneller
lösen zu können.
Außerdem würde es
helfen, die Belastung

der Beschäftigten zu senken, welche seit
Jahren an der Grenze des Zumutbaren
arbeiten. Gerade in einer wachsenden
Stadt wie Leipzig darf sich das Innenminis-
terium nicht auf Kosten der hier lebenden
Bevölkerung durch Einsparungen bei der
Polizei finanziell konsolidieren.

Norman
Volger (Grüne)
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LÖSTMEHR POLIZEI LEIPZIGS SICHERHEITSPROBLEM?

Mehr Polizei ist notwen-
dig, um die Bearbeitung
von Straftaten zu
beschleunigen und
mehr Präsenz im
öffentlichen Raum zu
zeigen. Die Stadt kann
mit einer Ausweitung
der Dienstzeiten des
Stadtordnungsdienstes
die Polizei entlasten
und sollte das auch

unbedingt angehen. Darüber hinaus muss
auch im Justizbereich etwas passieren:
Wenn Gerichtsprozesse über längere Zeit
nicht eröffnet und Täter nur mit großer
Verzögerung verurteilt werden, ist auch
das etwas, was der Sicherheitslage in der
Stadt nicht zuträglich ist.

Claus Müller
(SPD)

Fo
to

.:
pr

iv
at

Gut ausgebildete und
motivierte Polizisten
erhöhen nicht nur das
Sicherheitsempfinden
der Bürger. Durch sie
gibt es auch mehr
Möglichkeiten auf
Gefahrenlagen zu
reagieren und Ver-
brechen aufzuklären.
Dass das Ordnungsamt
jetzt verstärkt be-

streift, ist zwar ein richtiger Schritt. Aber
es ersetzt nicht eine deutlich präsentere
Polizei. Wir brauchen richtige Polizisten
und keine Hilfssheriffs – Polizisten in
größerer Zahl, mit guter Ausstattung,
mit anständiger Ausbildung und
ohne Berge unbezahlter Über-
stunden.

René Hobusch
(FDP)
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Wir brauchen neben
einer stärkeren Präsenz
aller Sicherheitskräfte
auch eine andere Kultur
des Umgangs miteinan-
der. Solange der
Schriftzug „No Cops. No
Nazis. Antifa-Area“ an
öffentlichen Plätzen
auftaucht, ist das nicht
hinnehmbar. Die Stadt
muss ihre Hausaufga-

ben machen, dabei helfen nur Wahrheit
und Klarheit. Denn die Kriminalität und das
Unsicherheitsgefühl haben sich seit 2015
verändert. In Leipzig müssen die Kriminali-
tätsursachen benannt und in allen Stadttei-
len muss einen respektvoller Umgang mit
den Sicherheitskräften gepflegt werden.

Achim
Haas (CDU)

Fo
to

:A
nd

ré
Ke

m
pn

er

Unternehmer
setzt 5000 Euro
Belohnung aus

Ein Leipziger Unternehmer will zur Auf-
klärung des Sexualverbrechens im
Rosental eine Belohnung in Höhe von
5000 Euro zahlen. Wie seine Anwältin
Anja Hoffmann gestern gegenüber der
LVZ sagte, lege der 34 Jahre alte Mann
allerdings Wert darauf, anonym zu blei-
ben. Er wolle mit der Prämie erreichen,
dass „Hinweise eingehen, die mindestens
etwas dazu beitragen, dass diese schreck-
liche Tat aufgeklärt werden kann.“ Der
Kontakt läuft über die Fachkanzlei Hoff-
mann, Kurt-Eisner-Straße 24, Telefon:
0341 22170030. Die Hinweise würden
dann umgehend an die zuständigen
Behörden weitergeleitet, so Hofmann.
Erster Ansprechpartner für Zeugen ist die
Leipziger Kripo. Die Behörde ist erreich-
bar in der Dimitroffstraße 1, Telefon: 0341
96646666. F. D.

lungsverfahrens aber noch ändern, hieß
es.

Unterdessen setzen Angehörige der
Polizei-Fahrradstaffel im Rahmen ihrer
Streifentätigkeit die Patrouillen im Rosen-
tal und in anderen Park- und Grünanla-
gen fort, berichtete Polizeisprecher And-
reas Loepki. Außerdem zeigen unifor-
mierte Beamte weiterhin Präsenz, um das
Sicherheitsgefühl der Leipziger zu erhö-
hen. Daneben sind nach Angaben aus
Behördenkreisen auch zivile Kräfte im
Einsatz. Denn es geht der Polizei nicht um
Verdrängung, sondern vor allem auch
darum, den Vergewaltiger möglichst bald
zu fassen. Denn die Wahrscheinlichkeit,
dass der Triebtäter erneut zuschlägt, wird
als durchaus hoch eingeschätzt. Gerade in
diesem Deliktbereich gilt die Wiederho-
lungsgefahr als sehr groß. Aus diesem
Grund hat der Fall im dafür zuständigen
Kommissariat 13 absolute Priorität, so
Loepki. Mehrere Beamte kümmern sich
inzwischen ausschließlich um die Aufklä-
rung der brutalen Tat im Rosental.

von Sexualdelikten von Zuwanderern im
europäischen Ausland nahe.

Parallel sichten die Behörden alle vor-
liegenden Zeugenaussagen. Zu den
zwölf Hinweisen, die bereits am Wochen-
ende eingegangen waren, seien mittler-
weile neue hinzugekommen, erklärte
Staatsanwältin Jana Friedrich gestern auf
Anfrage. Eine konkrete Zahl wolle man
bewusst nicht nennen, weil dies Einfluss
auf weitere Hinweisgeber haben könnte.

Dennoch gehen die Behörden weiter-
hin keinem konkreten Tatverdacht nach.
Staatsanwaltschaft und Polizei ermitteln
wegen des Sexualdeliktes in Tateinheit
mit gefährlicher Körperverletzung.

Obwohl der unbekannte Täter die
weit über 50 Jahre alte Frau derart mas-
siv ins Gesicht schlug und trat, dass sie
notoperiert werden musste – ein Eingriff
dieser Art ist dann notwendig, wenn das
Leben des Patienten unmittelbar gefähr-
det ist –, gehen die Ermittler bislang nicht
von einem versuchten Tötungsdelikt aus.
Dies könne sich im Laufe des Ermitt-

Nach der außerordentlich brutalen Verge-
waltigung einer Joggerin im Rosental gibt
es offenbar erste Ermittlungsansätze.
Denn die Vergewaltigung sei in ihrer
Begehungsweise „in den letzten Jahren
ohne Beispiel“ und sehr speziell, erfuhr
die LVZ aus Ermittlerkreisen.

Details wurden nicht genannt, aber der
bislang unbekannte Täter hat dem Ver-
nehmen nach eine gewisse Handschrift
hinterlassen, sodass der aktuelle Über-
griff gut mit Fällen abgeglichen werden
kann, die sich zuvor in Tatortnähe ereig-
neten. Etwa mit Angriffen vor fast vier
Wochen auf eine Joggerin (Anfang 40),
der von hinten in den Schritt gefasst wur-
de, und auf eine 84-jährige Rentnerin, die
zu Boden gelegt wurde. Fast schon Routi-
ne ist auch der Abgleich mit vergleichba-
ren, ungeklärten Fällen in anderen Bun-
desländern. Da der Täter vom Rosental
als südländisch beschrieben wird, liegt
aus Sicht der Polizei auch eine Prüfung

Die schlimmste Bauruine im Musikviertel
soll bald eine moderne Wohnanlage wer-
den. Wenn es nach den heutigen Eigentü-
mern geht, können die Bauarbeiten am
früheren Gästehaus am Park noch in die-
sem Jahr beginnen – und 2019 dort end-
lich wieder neues Leben einziehen.

Geplant sind insgesamt 122 Wohnun-
gen – davon 88 in den beiden denkmalge-
schützten Altbauten, erklärte der Leipzi-
ger Architekt Peter Homuth gegenüber
der LVZ. „Die übrigen 34 Wohnungen
entstehen in einem Neubau, der unweit
der Ecke Karl-Tauchnitz- und Haydnstra-
ße vorgesehen ist.“ Der Neubau sei extra
am Rand des 10500 Quadratmeter großen
Areals verortet worden, um den Blick auf
das frühere „Gästehaus des Ministerrates
und Politbüros der DDR“ nicht zu verstel-
len. Auch könnten dadurch mehrere gro-
ße Bäume an der Karl-Tauchnitz-Straße
stehenbleiben. „Die Höhe des Neubaus

Ein Brief und
viele Fragen
E s verletzt sicher nicht das Postge-

heimnis, wenn ich verrate, dass
unsere Jüngste kürzlich einen Brief vom
Oberbürgermeister bekommen hat. Er
legte der gerade 18 Gewordenen ans
Herz, wählen zu gehen und über die
Politik der nächsten vier Jahre mitzuent-
scheiden. Kleine Rückmeldung, lieber
Burkhard Jung: Ist schon geschehen. Die
Erstwählerin hat gleich als Erste aus
unserer Familie gewählt, per Briefwahl.

Ob sie wählt, war keine Frage. Wen sie
wählen soll, war das größere Problem.
Der hinzugezogene Wahlomat machte
die Sache nicht leichter. Ganz im Gegen-
teil, er brachte neue Fragen über Fragen
auf den Tisch: Soll Deutschland einem
Schuldenschnitt für Griechenland
zustimmen? Sollen Arbeitsverträge
weiterhin ohne Angabe von Gründen
befristet sein dürfen? Sollen Unterneh-
men weiter Leiharbeiter beschäftigen
dürfen? Soll der Gottesbezug im Grund-
gesetz bestehen bleiben? Also – da muss
auch ein erfahrener Altwähler erst mal
überlegen.

Nachdem die Tochter ihre Entschei-
dung getroffen hatte, machte ich den Test
mit dem Wahlomaten noch mal ganz
allein für mich. Ergebnis: Gleich drei
Parteien stimmen sehr eng mit meinen
Vorstellungen überein. Und was nun?
Wenn sich die Parteien so sehr ähneln,
wen soll man da wählen? Kommt am
Ende nicht doch das Gleiche heraus?
Insofern hat der Oberbürgermeister
wirklich Grund, die Erstwähler persön-
lich zur Stimmabgabe einzuladen.

VON
KERSTIN DECKER

HALLO LEIPZIG

LEIPZIG WETTER

19° Höchstwert
heute Nachmittag

Tiefstwert in der
Nacht zu morgen12°

KONTAKT

Zustellung/Abo-Service
Telefon: 0800 2181-020
E-Mail: leserservice@lvz.de
Lokalredaktion
Telefon: 0341 2181-1321
E-Mail: Leipzig@lvz.de
Fax: 0341 9604631

122 Wohnungen in Honeckers Ex­Nobelherberge
Gästehaus am Park wird denkmalgerecht saniert und erhält ergänzenden Neubau / Heute Bürgerinformation

VON JENS ROMETSCH

Stadtrat entscheidet
über Tarifmoratorium
für Busse und Bahnen

Der Stadtrat könnte heute eine wichtige
Weiche gegen weitere Tariferhöhungen
im öffentlichen Personennahverkehr stel-
len. Die Linke hat ein Tarifmoratorium für
Busse und Straßenbahnen beantragt.
Sollte sich der Rat dem anschließen, dürf-
te die Stadt in der Gesellschafterver-
sammlung und im Aufsichtsrat des Mittel-
deutschen Verkehrsverbundes bis auf
Weiteres keinen weiteren Preissteigerun-
gen mehr zustimmen.

Außerdem soll die Ratsversammlung
im Streit um den neuen Verwaltungsitz in
der Otto-Schill-Straße über eine Ände-
rung des Mietvertrages mit dem Eigentü-
mer der Immobilie entscheiden und eine
neue Ausschreibung der Außenwerbe-
rechte auf den Weg bringen, die neben
großen Werbeflächen auch die Warte-
häuschen an Straßenbahnhaltestellen ein-
schließt. Die öffentliche Sitzung im Neuen
Rathaus beginnt heute um 16 Uhr. K. S.

St. Georg: Bund zahlt
für Stromsparprojekt

Das Bundesumweltministerium fördert
mit 5,1 Millionen Euro ein Projekt am Kli-
nikum St. Georg, das den Energiever-
brauch dort intelligent reduziert. Dadurch
sollen über 3000 Tonnen Kohlendioxid
pro Jahr einspart werden. Bundesum-
weltministerin Barbara Hendricks (SPD),
die gestern den Förderbescheid übergab,
erwartet davon „eine große Modellwir-
kung“, die den Klimaschutz voranbringt.
Denn Krankenhäuser brauchen viel Ener-
gie: für Medizintechnik wie Computerto-
mographen, für Beleuchtung oder die
Beheizung der Patientenzimmer.

Durch die Maßnahmen würden Raum-
lufttechnik und Beleuchtung effizienter
und Lastspitzen durch dezentrale Puffer-
speicher ausgeglichen. Wärmeerzeuger
würden an einen Zentralspeicher gekop-
pelt, damit sie flexibler einsetzbar sind,
und Abwärme von technischen Anlagen
dem Nahwärmenetz zugeführt. K. S.

Mit ihrer Präsenz im Rosental und in anderen Parkanlagen wollen Ordnungsamt und Polizei ein größeres Gefühl von Sicherheit geben. Foto: André Kempner

Polizei überprüft Sexualdelikte
von Zuwanderern im Ausland

VON FRANK DÖRING

Stadtordnungsdienst: Was läuft
in Dresden anders als in Leipzig?

Sachsens Innenminister Markus Ulbig
(CDU) forderte Leipzig auf, den Stadtord-
nungsdienst besser aufzustellen – so wie
Dresden und Chemnitz (die LVZ berichte-
te). Doch was die konkret anders machen,
ließ er offen. LVZ wollte es genauer wissen.
Mitarbeiter: In Leipzig sind (ab Januar) 74
Mitarbeiter beschäftigt, in Chemnitz der-
zeit 22, in Dresden 109. In Leipzig sind sie
von Montag bis Freitag von 7 bis 21.30 Uhr,
am Sonnabend bis 22.30 Uhr und am Sonn-
tag bis 20 Uhr unterwegs. Ähnlich hält es
Chemnitz, wo die Schicht um 22.30 Uhr
endet, am Sonnabend um 21 Uhr. Dresden
setzt eine Sondereinsatzgruppe freitags
und sonnabends bis 3 Uhr ein, um besser
auf Ruhestörungen reagieren zu können.
Ausrüstung: Handy und Pfefferspray in
Leipzig. In Chemnitz und Dresden tragen
die Mitarbeiter Schlagstöcke, in Dresden

teilweise auch Schreckschuss- oder Pfef-
ferballwaffen bei sich. In Leipzig steht auf
Fahrzeugen und Kleidung „Ordnungs-
amt“, in Dresden „Polizeibehörde“.
Aufgaben: In Dresden hält die städtische
„Polizeibehörde“ auch Radfahrer im flie-
ßenden Verkehr an, etwa wenn sie ohne
Licht fahren – in Leipzig dürfen sie das
nicht. Ansonsten sind die Aufgaben für alle
klar definiert: Überwachung des ruhenden
Verkehrs, Vorgehen gegen Rowdytum,
Schutz vor gefährlichen Hunden, Schutz
von Grünanlagen und Spielplätzen. Sie
dürfen die Personalien von Tätern verlan-
gen. Wenn diese sich weigern, muss die
Polizei ran. „In Sachsen dürfen Mitarbeiter
des Stadtordnungsdienstes, anders als in
Baden-Württemberg, keinen unmittelba-
ren Zwang anwenden“, erklärt der Leipzi-
ger Juraprofessor Christoph Enders. mro

Nach Vergewaltigung einer Joggerin: Stärkere Präsenz der Sicherheitsbehörden und erste Ermittlungsansätze

Das Rathaus muss
endlich seine ideologi-
schen Scheuklappen
ablegen und darf nicht
länger den Zusammen-
hang zwischen der
steigenden Zuwande-
rung und der rasant
wachsenden Kriminali-
tät verneinen. Denn nur
wer die wirklichen
Ursachen anerkennt,

kann die richtigen Schlüsse ziehen. Es muss
auch Schluss sein mit den gegenseitigen
Schuldzuweisungen zwischen Rathaus und
Staatsregierung. Es muss jetzt gehandelt
werden. Solange, bis sich die Leipziger
wieder sicher fühlen und nicht mehr
aufpassen müssen, wer hinter ihnen läuft.

Christian
Kriegel (AfD)

Fo
to

:p
riv

at
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